
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dietmar Friedhoff, Ulrich Oehme, 
Markus Frohnmaier und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/25153 –

Deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit der Republik Sambia – 
Versorgungslage der Bevölkerung in den Sektoren Wasser, Nahrung und Energie

1. Hat die Bundesregierung aus ihrer Entwicklungszusammenarbeit Kennt-
nisse über die Trinkwasservorräte sowie den Versorgungsgrad der Bevöl-
kerung mit Trinkwasser in der Republik Sambia zum gegenwärtigen Zeit-
punkt, und wenn ja, welche?

2. Wie werden sich nach Einschätzung der Bundesregierung, unter Berück-
sichtigung einer langfristig definierten Entwicklungszusammenarbeit und 
der damit verbundenen notwendigen Voraussetzungen (Theorie des Wan-
dels), die Trinkwasservorräte sowie der Versorgungsgrad der Bevölkerung 
mit Trinkwasser in der Republik Sambia bis zum Jahr 2030, 2040, 2050 
bei gleichbleibender demographischer Entwicklung entwickeln?

a) Welche endogenen Ursachen sind nach Einschätzung der Bundesregie-
rung für die aufgezeigte Entwicklung ursächlich?

b) Welche exogenen Ursachen sind nach Einschätzung der Bundesregie-
rung für die aufgezeigte Entwicklung ursächlich?

Die Fragen 1 bis 2b werden gemeinsam beantwortet.
Die Republik Sambia verfügt aktuell über ausreichend Wasserressourcen für 
die Trinkwasserversorgung der Bevölkerung. Laut sambischer Statistik haben 
72 Prozent der Bevölkerung Zugang zu einer Basisversorgung mit Trinkwasser. 
Der Unterschied in der Versorgung zwischen urbanen Räumen mit rund 92 Pro-
zent und ländlichen Gebieten mit lediglich 58 Prozent ist groß. Die Qualität des 
Trinkwassers wird durch die Qualität des Grundwassers beeinflusst, denn etwa 
60 bis 70 Prozent des in Sambia genutzten Wassers wird aus dem Grundwasser 
gewonnen. Dessen Qualität wird wesentlich durch eine weiterhin unzureichen-
de Sanitärversorgung sowie unzureichende Schutzmaßnahmen belastet.
Die Wasserverfügbarkeit wird sich in Sambia perspektivisch verändern. Exo-
gene Ursachen sind vor allem mit den Folgen des Klimawandels wie Tempera-
turanstieg und Veränderungen bei Starkniederschlägen verbunden. Vor allem 
im Süden und Westen des Landes nehmen Niederschlagsmengen tendenziell 
ab, in den letzten Jahren war insbesondere die sambische Südprovinz von 
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Dürren betroffen. Im Norden und Osten des Landes werden Niederschläge eher 
zunehmen. Neben dem Klimawandel wirken sich endogene Faktoren wie hohe 
Entwaldungsraten und die Versiegelung von Flächen negativ auf die Wasserver-
fügbarkeit aus.
Durch das hohe Bevölkerungswachstum von 2,9 Prozent pro Jahr steigt zudem 
der Druck auf vorhandene Wasserressourcen. Die wirtschaftliche Entwicklung 
und die zunehmende Urbanisierung führen voraussichtlich zu einem höheren 
Wasserbedarf. Die Finanzlage der städtischen Wasserversorgungsbetriebe hat 
sich zudem zuletzt unter anderem durch die COVID-Pandemie verschlechtert.
Die sambische Regierung strebt den Ausbau der Trinkwasser- und Sanitärver-
sorgung im städtischen und ländlichen Raum an. Zuletzt wurde eine ‚Nationale 
Wasser- und Sanitärpolitik‘ verabschiedet, die unter anderem die langfristige 
Sicherstellung der Trinkwasserversorgung zum Ziel hat.

c) Mit welchen Maßnahmen unterstützt die Bundesregierung die auf-
gezeigte Entwicklung (bitte nach Projekten und Programmen der staat-
lichen und nichtstaatlichen Entwicklungszusammenarbeit, Projekt-
nummer, Laufzeit, Finanzierungsvolumen, konkreter Ober- und Unter-
zielsetzung sowie Durchführungsorganisation bzw. Träger aufschlüs-
seln)?

Hinsichtlich der Angabe der Projektnummer der Vorhaben wird auf die Vor-
bemerkung der Bundesregierung in der Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 19/16828 verwiesen.
Die Zielsetzungen der geförderten Maßnahmen ergeben sich in der Regel aus 
dem jeweiligen Projekttitel, worauf verwiesen wird. Des Weiteren enthält die 
deutsche Meldung der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit (Official 
Development Assistance – ODA) an den Entwicklungsausschuss der Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (https://stats.oecd.or
g/Index.aspx?DataSetCode=crs1) zusätzliche Informationen zum Zweck und zu 
der Zielsetzung der jeweiligen Vorhaben. Die ODA-Daten liegen bis ein-
schließlich 2018 vor. Eine darüber hinausgehende systematische Erfassung 
bzgl. „Ober- und Unterzielsetzung“ für die Vorhaben zivilgesellschaftlicher 
Organisationen (private Träger, Sozialstrukturträger, politischer Stiftungen, Kir-
chen) erfolgt nicht, so dass in diesen Fällen keine entsprechende Darstellung im 
Detail erfolgt.
Im Übrigen wird auf die Anlage verwiesen.

3. Hat die Bundesregierung Kenntnisse über die gegenwärtige Ernährungs-
situation der Bevölkerung in der Republik Sambia, und wenn ja, welche?

4. Wie wird sich nach Einschätzung bzw. Bewertung der Bundesregierung, 
unter Berücksichtigung einer langfristig definierten Entwicklungszusam-
menarbeit und den damit verbundenen notwendigen Voraussetzungen 
(Theorie des Wandels), die Ernährungssituation in der Republik Sambia 
bis zum Jahr 2030, 2040, 2050 bei gleichbleibender demographischer Ent-
wicklung entwickeln?

a) Welche endogenen Ursachen sind nach Einschätzung der Bundesregie-
rung für die aufgezeigte Entwicklung ursächlich?

b) Welche exogenen Ursachen sind nach Einschätzung der Bundesregie-
rung für die aufgezeigte Entwicklung ursächlich?

Die Fragen 3 bis 4b werden gemeinsam beantwortet.

Drucksache 19/25637 – 2 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Die Ernährungslage in Sambia wird gemäß Welthungerindex (WHI 2019) als 
ernst eingestuft, das Land steht dort auf Platz 113 von 117 Ländern. Sambia ist 
sowohl von chronischer Fehl- und Mangelernährung als auch von akuten Er-
nährungskrisen betroffen. Sambias chronische Mangelernährungsrate ist zwar 
leicht zurückgegangen, bleibt aber eine der höchsten in Afrika. Dafür gibt es 
mehrere Ursachen: Viele Menschen in Sambia ernähren sich im Wesentlichen 
einseitig von weißem Mais und leiden unter Nährstoffmangel. Im häufig ange-
wandten Regenfeldbau ist zudem nur eine Anbauperiode im Jahr möglich. Ein 
großer Anteil ländlicher Haushalte hat daher zwischen Dezember und März 
seine Lagerbestände aufgebraucht und leidet Hunger.
Exogene Ursachen für akute Ernährungsunsicherheit sind insbesondere den 
Folgen des Klimawandels zuzurechnen, die zu vermehrten Dürren, erratischen 
Regenfällen und Überflutungen führen. Aktuell kämpft Sambia zudem in Tei-
len des Landes mit einer Heuschreckenplage. Nicht zuletzt wird die Ernäh-
rungssituation durch die angespannte gesamtwirtschaftliche Situation beein-
flusst, welche aktuell zu Preissteigerungen für manche Grundnahrungsmittel 
sowie Teuerungen durch den Verfall der sambischen Landeswährung führt.
Perspektivisch wird der Bedarf an Nahrung in Sambia auch aufgrund des hohen 
Bevölkerungswachstums weiter steigen. Insbesondere für den besonders 
trockenen Süden ist absehbar, dass sich die Eignung von Anbauflächen mit 
dem Klimawandel weiter verändern und das Risiko für Ernteausfälle steigen 
wird. Positiv auswirken kann sich hingegen das Engagement der sambischen 
Regierung zur Bekämpfung von chronischer Mangelernährung, beispielsweise 
durch ein multisektorales Programm mit Fokus auf die ersten 1.000 Tage im 
Leben eines Kindes, das von mehreren Gebern unterstützt wird.

c) Mit welchen Maßnahmen unterstützt die Bundesregierung die auf-
gezeigte Entwicklung (bitte nach Projekten und Programmen der staat-
lichen und nichtstaatlichen Entwicklungszusammenarbeit, Projekt-
nummer, Laufzeit, Finanzierungsvolumen, konkreter Ober- und Unter-
zielsetzung sowie Durchführungsorganisation bzw. Träger aufschlüs-
seln)?

Es wird auf die Anlage sowie auf die Antwort zu Frage 2c verwiesen.

5. Hat die Bundesregierung Kenntnisse über die gegenwärtige Energieversor-
gung der Bevölkerung sowie die Energieversorgung der Wirtschaft in der 
Republik Sambia, und wenn ja, welche?

6. Wie wird sich nach Einschätzung der Bundesregierung, unter Berücksich-
tigung einer langfristig definierten Entwicklungszusammenarbeit und den 
damit verbundenen notwendigen Voraussetzungen (Theorie des Wandels), 
die Energieversorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft in der Repu-
blik Sambia bis zum Jahr 2030, 2040, 2050 bei gleichbleibender demo-
graphischer Entwicklung entwickeln?

a) Welche endogenen Ursachen sind nach Einschätzung der Bundesregie-
rung für die aufgezeigte Entwicklung ursächlich?

b) Welche exogenen Ursachen sind nach Einschätzung bzw. Bewertung 
der Bundesregierung für die aufgezeigte Entwicklung ursächlich?

Die Fragen 5 bis 6b werden gemeinsam beantwortet.
In Sambia sind insgesamt nur rund 31 Prozent der Bevölkerung an das Strom-
netz angeschlossen, in ländlichen Regionen sogar nur rund vier Prozent. Der 
überwiegende Teil des sambischen Stroms wird bisher aus Wasserkraft (rund 
85 Prozent) gewonnen. Sambia ist reich an natürlichen Ressourcen, verfügt 
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über weiteres Wasserkraftpotenzial sowie über gute Bedingungen insbesondere 
für Strom aus Solarkraft.
Der Energiesektor Sambias wird durch die angespannte gesamtwirtschaftliche 
Situation geprägt. Darüber hinaus stellt die Größe des Landes bei einer gerin-
gen Bevölkerungsdichte, verbunden mit einem hohen Bevölkerungswachstum, 
eine Herausforderung dar.
Exogene Ursachen bestehen insbesondere in den Folgen des Klimawandels: 
Während der Dürreperioden der vergangenen Jahre sank die Stromerzeugung 
aus Wasserkraft jeweils erheblich, das Land war währenddessen auf teure 
Stromimporte aus Nachbarländern angewiesen. Folge dieser Situationen waren 
häufige Stromabschaltungen, die zu spürbaren Beeinträchtigungen des Alltags 
der Menschen führten und ein begrenzender Faktor für die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung des Landes waren.
Zudem beeinflussen internationale Rohstoffpreise die Stromnachfrage: Bisher 
ist die Bergbauindustrie ein wichtiger Abnehmer des sambischen Stroms. Sollte 
es in Zukunft zu Verschiebungen zwischen diesem energieintensiven Industrie-
zweig und weniger energieintensiven Wirtschaftszweigen kommen, wird dies 
auch die Stromnachfrage beeinflussen. Ein exogener Treiber für Veränderungen 
könnte auch in den weltweiten Kostensenkungen für Solarenergie liegen.
Die sambische Regierung plant den Zubau neuer Kraftwerkskapazitäten, ergän-
zend treibt sie – mit Unterstützung internationaler Geber – auch Projekte zum 
Ausbau netzgebundener und netzungebundener Solarenergie voran.

c) Mit welchen Maßnahmen unterstützt die Bundesregierung die auf-
gezeigte Entwicklung (bitte nach Projekten und Programmen der staat-
lichen und nichtstaatlichen Entwicklungszusammenarbeit, Projekt-
nummer, Laufzeit, Finanzierungsvolumen, konkreter Ober- und Unter-
zielsetzung sowie Durchführungsorganisation bzw. Träger aufschlüs-
seln)?

Es wird auf die Anlage sowie auf die Antwort zu Frage 2c verwiesen.
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